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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Föderativer Aufbau

Die Ohnmacht, in der sich grössere Städte im föderalistischen System ab und zu
befinden, weil sie von bevölkerungs- und strukturschwächeren ländlichen Gebieten
häufig überstimmt werden, brach sich 2014 im Kanton Zürich Bahn in Form einer
kantonalen Interpellation zweier SP-Gemeinderätinnen, die die Stadtregierung über die
Möglichkeiten und Chancen eines Halbkantons "Stadt Zürich" befragten. Auch in Luzern
und in Bern wurde die Idee eines Stadtkantons auf Internetforen und in öffentlichen
Debatten diskutiert. Nachdem ein Vorprojekt für eine mögliche Fusion zwischen den
Kantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt aufgrund der ablehnenden Mehrheit der
Baselbieter abgeschmettert wurde, dachte man auch in der Stadt Basel laut über die
Idee eines Vollkantons nach. Die Idee, dass städtische Gebiete aufgewertet werden
müssen, ist allerdings nicht neu und hat sich bisher als chancenlos erwiesen (vgl. auch
die Diskussionen um die Reform des Ständemehrs). Es ist durchaus möglich, dass der
Stadt-Land-Graben in Zukunft virulenter wird und solche Diskussionen mit grösserer
Verve geführt werden. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.07.2014
MARC BÜHLMANN

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die Kantone Bern, Freiburg, Neuenburg und Solothurn, zu denen sich später auch noch
der Jura gesellte, beschlossen, einen "Wirtschaftsraum Mittelland" zu gründen. In
diesem Rahmen soll die Zusammenarbeit v.a. im Bildungs-, Wirtschaftsförderungs- und
Verkehrsbereich verbessert und administrative Hindernisse zwischen den beteiligten
Kantonen abgebaut werden. Davon erhoffen sich die Initianten eine strukturelle und
wirtschaftliche Stärkung ihrer Region, welche ihre Chancen im Konkurrenzkampf mit
den besser gestellten Wirtschaftszentren Genf/Lausanne und Zürich vergrössern
würde. Das Projekt "Wirtschaftsraum Mittelland" fand nicht uneingeschränkte
Zustimmung. Regierungsvertreter aus dem Kanton Waadt meldeten ihre Befürchtungen
an, dass mit dieser, die Sprachgrenzen überschreitenden Zusammenarbeit die
Solidarität der Romandie geschwächt würde. Eine Beitrittseinladung beantworteten sie
ablehnend; immerhin bekundeten sie Interesse, sich an speziellen Projekten zu
beteiligen. Einen ähnlich ausgerichteten Zusammenarbeitsvertrag schlossen gegen
Jahresende die sechs Innerschweizer Kantone Luzern, Nid- und Obwalden, Schwyz, Uri
und Zug ab. (Zur Regionalpolitik siehe hier.) 2

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 18.12.1994
HANS HIRTER

Städte, Regionen, Gemeinden

Die Idee, kleine und mittlere Gemeinden zu fusionieren, hat in den letzten Jahren an
Popularität gewonnen. Mitverantwortlich dafür waren einerseits finanzielle Gründe,
indem es kleinen Gemeinden oft kaum mehr möglich war, die heute an sie gestellten
Anforderungen in Bezug auf Dienstleistungen und Verwaltungstätigkeiten zu erfüllen.
Andererseits erwies es sich aber auch als zunehmend schwieriger, kommunale
politische Ämter zu besetzen. Federführend waren in dieser Bewegung seit einigen
Jahren die Kantone Freiburg und Tessin, welche über besonders viele Klein- und
Kleinstgemeinden verfügen. (Im Tessin zählt die Hälfte der Gemeinden weniger als 500
Einwohner, deren 40 sogar weniger als 100.) In der Deutschschweiz waren
Gemeindefusionen bisher in Luzern am häufigsten. Im Kanton Jura beschloss das
Parlament im Berichtsjahr, fusionswilligen Gemeinden finanzielle Anreize anzubieten.
Im Kanton Bern gab die Regierung einen entsprechenden Gesetzesentwurf in die
Vernehmlassung. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.10.2004
HANS HIRTER
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Im Kanton Freiburg, der besonders viele Kleinstgemeinden aufweist, lief auf Ende Jahr
das Dekret zur Förderung von Gemeindefusionen aus. Innerhalb der vergangenen sechs
Jahre war mit Hilfe dieses Instruments die Zahl der Gemeinden von 245 auf 168
reduziert worden. Im Kanton Bern trat auf den 1. Juni das im Vorjahr vom Parlament
gutgeheissene Gemeindefusionsgesetz in Kraft. Mit einem System finanzieller Anreize
soll die Zahl der Gemeinden bis 2017 von 398 auf 300 reduziert werden. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 09.05.2005
HANS HIRTER

Auch bei den in den meisten Kantonen bestehenden regionalen Verwaltungseinheiten
(meist Bezirke oder Ämter genannt) kam es zu Vereinfachungen. Im Kanton Waadt
stimmte das Parlament dem Regierungsantrag zu, die Zahl der Bezirke („districts“) von
19 auf 10 zu reduzieren. Die von Lausanne geforderte Vereinigung der Stadt und aller
umliegenden Agglomerationsgemeinden in einen einzigen Bezirk kam jedoch nicht
zustande. Im Kanton Bern hiessen die Stimmenden gegen den Widerstand der SVP eine
Ersetzung der 26 Amtsbezirke durch zehn Verwaltungskreise gut. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 25.09.2006
HANS HIRTER

Gemeindefusionen und Eingemeindungen im urbanen Raum lagen im Berichtsjahr
weiterhin im Trend. Ende 2011 gab es laut Bundesamt für Statistik 2'495 Gemeinden.
Ende 2010 waren es noch 2'551. Per 1. Januar 2011 schlossen sich die bisher 25
Gemeinden des Kantons Glarus zu nur noch drei Gemeinden zusammen. Im Kanton
Bern haben sich ebenfalls Gemeinden per Anfang Berichtsjahr vereinigt. Besonders
viele Gemeindezusammenschlüsse gab es im Kanton Waadt per 1. Juni 2011.
Gemeindefusionen werden von einigen Kantonen unterstützt und gelten als wichtiges
Instrument im Standortwettbewerb. Jede sechste Gemeinde soll in
Fusionsverhandlungen stehen und vor allem Kleinstgemeinden wollen sich mit anderen
zusammenschliessen, weil sie Mühe haben, politische Ämter zu besetzen. Die
Gemeinden versprechen sich davon effizientere Verwaltungsstrukturen und die
Nutzung von Synergien. Auch grössere Städte, wie beispielsweise Bern, wären
gegenüber einer Fusion mit den Agglomerationsgemeinden positiv eingestellt. Eine
Expertise der Universität Bern zu Gemeindefusionen rechnet damit, dass in den
nächsten Jahren jede fünfte Gemeinde verschwinden werde. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.11.2011
DEBORA SCHERRER

Auch im Berichtjahr gab es eine Reihe von Gemeindefusionen. Im Jahr 2012 nahm die
Anzahl der Gemeinden in der Schweiz durch Eingemeindungen und Fusionen von 2'495
auf 2'408 erneut ab (2011 gab es ein Minus von 56 Gemeinden). In ihrem
Kantonsmonitoring bezeichnete Avenir Suisse Gemeindefusionen als ideale Lösung um
kommunale Aufgaben und Strukturen wieder deckungsgleich zu machen ohne die
Grundpfeiler Milizprinzip und Bürgerbeteiligung aufzugeben. Weil der Gewinn an
kommunalem Handlungsspielraum aber mit einer grösseren Distanz zwischen
Bürgerschaft und Behörden einhergehe, müsse Überzeugungsarbeit geleistet werden.
Die Studie zeigte auf, dass 19 der 26 Kantone Instrumente der Fusionsförderung
kennen. In Bern wurde etwa in einer Volksabstimmung ein Fusionszwang für jene
Gemeinden eingeführt, die ihre Aufgaben nicht mehr selbständig erfüllen können, aber
nicht von sich aus Fusionsdiskussionen aufnehmen wollen. Allerdings gab es auch Kritik
an Gemeindezusammenschlüssen. So scheiterte etwa Ende März eine Grossfusion im
Kanton Jura an der Urne. Mindestens neun der 13 Gemeinden hätten zustimmen
müssen, aber elf Gemeinden erteilten dem Vorhaben eine teilweise massive Abfuhr.
Angst vor Identitätsverlust, mangelnde Kommunikation und zu hohes Tempo wurden als
Gründe für die Ablehnung vermutet. Im Nationalrat wurde ein Postulat Lehmann (cvp,
BS) eingereicht, das von der Regierung einen Bericht über mögliche Abläufe von
Gemeindefusionen über Kantonsgrenzen hinweg verlangt. Der Vorstoss wurde 2012
noch nicht behandelt. Lehmann gilt als grosser Befürworteter eines vereinigten Kantons
Basel. 7

POSTULAT
DATUM: 02.04.2012
MARC BÜHLMANN

Die Anzahl Gemeinden nahm auch 2014 weiter ab. Ende 2014 gab es in der Schweiz
noch 2‘324 Gemeinden. Zum Vergleich: Noch 1990 lag die Zahl selbständiger
Kommunen in der Schweiz bei 3‘021. Zwischen 1848 (3'205 Gemeinden) und 1990 hatte
sich die Zahl der Gemeinden zwar ebenfalls reduziert, dies war aber weniger auf
Fusionen als vielmehr auf Eingemeindungen in Städte zurückzuführen und der Bestand
blieb während rund 140 Jahren praktisch stabil. Der seit rund 20 Jahren anhaltende
starke Trend zu Gemeindezusammenschlüssen dürfte auch in den nächsten Jahren
anhalten. In zahlreichen Kantonen gibt es Pläne für umfassende Gebietsreformen. So

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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etwa im Kanton Graubünden wo es in einigen Jahren nicht mehr rund 150, sondern nur
noch 50 Gemeinden geben soll oder im Kanton Bern, wo die rund 380 Gemeinden
ebenfalls zu noch 50 Kommunen fusioniert werden sollen. Auch im Kanton Freiburg gibt
es Pläne, die 164 Gemeinden auf noch 35 Gebietseinheiten zu reduzieren. Weil neben
reinen Effizienzgründen auch zunehmend gesellschaftspolitische Aspekte wie
Milizsystem, politische Vertretung oder bürgernahe Verwaltung bei Fusionsprozessen
mitdiskutiert werden, schienen weniger Projekte zu scheitern. Allerdings kamen viele
Projekte auch gar nicht zur Abstimmung, weil die lokale Identität an vielen Orten nach
wie vor sehr stark ist was zum Rückzug von Fusionsbemühungen führen kann. 8

Die Kantone haben sehr unterschiedliche Strategien, was die Unterstützung von
Gemeindefusionen betrifft. Neben steuerlichen Anreizen, wie sie etwa in den Kantonen
Bern und Aargau eingesetzt werden, sind auch Top-Down-Vorgehen im Sinne von
kantonalen Strukturreformen zu beobachten. Die in den letzten Jahren wohl
umfassendste Reform dieser Art wurde im Kanton Glarus mit der Schaffung von nur
noch drei Gemeinden vollzogen. 
Weniger rasant verändert sich der Kanton Graubünden. Die von der Bevölkerung des
Ostschweizer Kantons bereits 2012 und 2014 beschlossene Gebietsreform soll auf den 1.
Januar 2016 in Kraft treten. Dies beschloss die Bündner Regierung Anfang 2015. Die
bestehende, komplexe Struktur aus 39 Kreisen, 14 Regionalverbänden und elf Bezirken
wird dann abgelöst durch elf neue Regionen, die als mittlere Ebene zwischen
Gemeinden und Kanton dienen sollen. 
Der radikalste Vorschlag wurde 2015 im Kanton Schaffhausen diskutiert. Der
Schaffhauser Regierungsrat legte in Beantwortung eines Postulates einen Bericht mit
zwei Varianten für eine Reform der Gemeindestrukturen vor. Ein Vorschlag sah dabei
vor, alle 26 Gemeinden aufzuheben und einen Einheitskanton zu schaffen. Die zweite
Variante sah eine Verringerung der Zahl an Gemeinden auf etwa 10 Einheiten vor. Die
Befürworter der radikalen Variante machten geltend, dass Dienstleistungen besser von
einer einzigen Administration erbracht würden. Die kleinen Gemeinden seien hingegen
nicht einmal mehr in der Lage, genügend Personal für alle politischen Ämter
aufzutreiben. Dies sei auch der Wirtschaft geschuldet: Unternehmen seien immer
seltener bereit, ihre Angestellten für Milizaufgaben freizustellen. Die Gegner der
Reform interpretierten die Idee des Einheitskantons als Angriff auf die direkte
Demokratie. Mit dem Verlust der Gemeindeautonomie gehe die Möglichkeit lokaler und
unmittelbarer politischer Mitsprache verloren. Ein angefordertes Gutachten des
Bundesamtes für Justiz sah keine Einwände gegen einen Einheitskanton. Ein Kanton
müsse keine Gemeinden einrichten; er sei vielmehr autonom in der Organisation seines
Gebietes. Eine Volksabstimmung über die beiden Vorlagen wurde auf 2016 angesetzt. 9

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Per 1. Januar 2016 wies das Bundesamt für Statistik noch 2'294 selbständige Gemeinden
aus – im Vergleich zu 2015 hatte sich die Zahl damit um 30 Gemeinden verringert. Im
Vergleich zu den Vorjahren nahm die Zahl der Gemeinden damit etwas weniger stark ab.
Für 2015 kann denn auch eine durchmischte Bilanz hinsichtlich des Gelingens von
Gemeindefusionen gezogen werden:
Im Rahmen der Verleihung des Demokratiepreises durch die Neue Helvetische
Gesellschaft für den als vorbildhaft bezeichneten Zusammenschluss zwischen Marbach
und Escholzmatt wurde auf die Bedeutung des fortwährenden Einbezugs der
Bevölkerung in die Fusionsplanung hingewiesen. Die Behörden hätten hier viel gelernt
und der sich selbst verstärkende Prozess der Gemeindezusammenschlüsse sei
reibungsloser geworden. Eine Fusion könne deshalb durchaus auch eine Chance für
eine Wiederbelebung des Milizsystems sein, insbesondere in sehr kleinräumigen
Strukturen, wo das Personal für Gemeindeämter zunehmend rarer werde. Erfolgreich
war auch eine Grossfusion im Kanton Tessin, wo sich rund um Bellinzona 13 Gemeinden
zur zwölftgrössten Stadt der Schweiz zusammenschlossen. Der Südkanton tat sich in
den letzten Jahren mit einer eigentlichen Flurbereinigung hervor: Zwischen 2000 und
2015 verschwanden nicht weniger als 110 Gemeinden – Corippo, mit 14 Einwohnern die
kleinste Gemeinde der Schweiz, bewahrte allerdings bisher die Eigenständigkeit. Auch
im Kanton Freiburg stimmte die Bevölkerung von sieben Gemeinden einer neuen
Grossgemeinde zu. Estavayer wird mit rund 9'000 Einwohnern ab 2017 die viertgrösste
Gemeinde im Kanton. 
Freilich stiessen Fusionsprojekte auch 2015 auf Widerstand. Im Sonntagsblick wurde gar
ein Stopp des "Fusions-Unsinns" gefordert. Die Boulevardzeitung wies darauf hin, dass
eine Fusion in den wenigsten Fällen zu versprochenen Kosteneinsparungen führe. In
der Tat wurden 2015 auch einige Fusionspläne von der Stimmbevölkerung lahmgelegt.

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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So wollte Bellinzona eigentlich zehntgrösste Stadt der Schweiz werden, vier der
ursprünglich 17 Gemeinden stellten sich allerdings quer. Im Kanton Solothurn stimmten
drei der fünf beteiligten Partner rund um Solothurn gegen den als "Top5" bezeichneten
Fusionsplan. Im basellandschaftlichen Fricktal lehnte eine der vier beteiligten Partner
die Fusion ab und auch im Kanton Freiburg wurden im März gleich drei
unterschiedliche Grossfusionsprojekte an der Urne beerdigt. Der Westschweizer
Kanton treibt Gemeindezusammenschlüsse aktiv voran: Neben dem Kanton Tessin (-110)
und dem Kanton Graubünden (-98) sticht Freiburg mit den meisten Gemeindefusionen
zwischen 2000 und 2015 ins Auge (-92). Geplant ist hier auch eine Grossfusion in der
Region La Gruyère mit nicht weniger als 25 Gemeinden. Weniger erfolgreich in ihren
kantonalen Bemühungen waren die Kantone Waadt und Bern, die schweizweit noch
immer die meisten Gemeinden aufweisen. Der Kanton Bern hatte sich zum Ziel gesetzt,
innert 15 Jahren die Zahl an rund 400 Gemeinden auf 300 zu verringern. Ende 2015 gab
es allerdings noch immer 352 eigenständige Kommunen. Auch im Kanton Waadt, der
eher sanfte Anreize setzt, gab es Ende 2015 noch immer 318 Kommunen; 66 weniger als
im Jahr 2000. Mit der Reduktion der 29 Gemeinden auf nur noch drei
Verwaltungseinheiten war 2006 die radikalste Fusionskur im Kanton Glarus
durchgeführt worden. Ähnliche Pläne verfolgt der Kanton Schaffhausen, indem die
Regierung unter anderem die Ersetzung aller Gemeinden durch eine einzige
Zentralverwaltung vorschlug.
Ein Anfang 2015 von der Hochschule für Technik und Wirtschaft Chur vorgelegter
"Fusions-Check" will den wirtschaftlichen, demokratiepolitischen und
gesellschaftlichen Veränderungen aufgrund von Fusionen auf die Spur kommen. In
ersten Analysen zeigte sich etwa, dass die politische Partizipation in grösser
gewordenen Gemeinden abnimmt. Fusionen seien deshalb differenziert zu betrachten,
so die Studienleiter. 10

Territorialfragen

In der französischsprachigen Schweiz machten prominente Politiker mit Vorschlägen
über Kantonsfusionen resp. neue, zwischen die Kantone und den Bund eingeschobene
Strukturen von sich reden. Der Waadtländer Nationalrat Pidoux (fdp) lancierte die Idee
einer Fusion der Kantone Genf und Waadt. Sein Vorschlag stiess aber gerade beim
Waadtländer Grossen Rat auf wenig Gegenliebe, wurde doch betont, dass eine enge
Zusammenarbeit nicht nur mit Genf, sondern auch mit den Nachbarkantonen im Osten
und Norden gepflegt werden müsse. In einer gemeinsamen Erklärung sprachen sich die
Regierungen der beiden Kantone gegen eine Fusion aus. Kurz nach Pidoux' Vorstoss
schlug der Genfer Regierungsrat Segond (fdp) vor, die sechs mehrheitlich
französischsprachigen Kantone ein gemeinsames Parlament und eine Regierung wählen
zu lassen, welche die Kompetenz hätten, über grosse Infrastrukturprojekte und
überregionale Aufgaben (z.B. Wirtschaftsförderung) zu entscheiden. Einige Kritiker
warnten, dass von Segonds Plänen das Aufkommen eines Sprachnationalismus
begünstigt würde, welcher sich für den Fortbestand der Schweiz verheerend auswirken
könnte. Sie schlugen deshalb den Einbezug des historisch und wirtschaftlich eng mit
der übrigen Westschweiz verbundenen Kantons Bern vor. 11

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 06.08.1997
HANS HIRTER

Die Kantone Waadt und Wallis traten dem „Espace Mittelland“ bei, welcher sich um
eine Verbesserung der Zusammenarbeit und um die Koordination der Aktivitäten der
beteiligten Kantone sowie um die Realisierung gemeinsamer Projekte bemüht. Die
Organisation umfasst damit sieben Kantone (BE, SO, FR, NE, VD, VS und JU) und zählt
dank dieser Erweiterung jetzt etwa gleich viele französisch- wie deutschsprachige
Bewohner. 12

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 04.07.2000
HANS HIRTER

La commune bernoise de Clavaleyres a obtenu le droit de décider d'une potentielle
fusion avec la ville fribourgeoise de Morat. Le parlement cantonal bernois a ainsi
décidé, par 126 voix contre 6 et 9 abstentions, de suivre l'avis de sa Commission des
institutions politiques et des relations extérieures (CIRE), qui proposait de laisser la
commune de moins de 50 âmes se lancer dans une procédure de changement de
canton. Tous les présidents de fraction ont soutenu, certes avec regret, cette demande.
Ceux-ci se montrent lucides face à la situation de ce village ayant subi des revers lors
de tentatives de fusions avec les communes bernoises de Münchenwiler et de Kallnach
et qui, sans fusion avec Morat, risquerait de mourir. La commune bernoise – enclave
actuellement encerclée par les cantons de Vaud et de Fribourg – et Morat devront

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 10.05.2017
KAREL ZIEHLI

01.01.90 - 01.01.20 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



encore voter sur le projet de fusion, avant qu'il ne soit soumis à votation dans le canton
de Berne. Finalement, cela sera au Conseil national ainsi qu'au Conseil des Etats de
donner leur approbation au projet, qui verra le jour au plus tôt en 2021. 13

Les populations des communes de Morat et de Clavaleyres ont accepté la convention
de fusion des autorités communales, avec, respectivement, 92.4% et 82.4% de oui. La
participation était de 35.6% et 89.7%. Un concordat intercantonal sera alors présenté
aux exécutifs bernois et fribourgeois, et débattu devant les parlements. Puis, il sera
soumis en votation populaire. Finalement, l'Assemblée fédérale devra donner son
assentiment. 14

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.09.2018
DIANE PORCELLANA

Jurafrage

In seiner Antwort auf eine Interpellation Graber (svp, BE) mischte sich auch der
Bundesrat in die Frage ein, ob die kommunalen Abstimmungen zu einem allfälligen
Kantonswechsel zeitgleich oder gestaffelt stattfinden sollen. Die Nachbargemeinden
von Moutier wollten eigentlich nur abstimmen, wenn Moutier sich für einen
Kantonswechsel ausspräche. Der Berner Grosse Rat hatte jedoch eine Motion
überwiesen, mit der eine zeitlich gestaffelte Abstimmung verhindert werden soll.
Graber wollte von der Landesregierung wissen, ob dieses Verbot gegen die
Gemeindeautonomie verstosse und ob eine Eventualabstimmung – die kleineren
Gemeinden sollten auch darüber befinden, ob sie einen Kantonswechsel wollten, falls
Moutier nein stimmen würde – rechtskonform sei. In seiner Antwort Ende August wies
der Bundesrat ausdrücklich darauf hin, dass das Verfahren noch nicht abgeschlossen
sei und diese Frage noch vom Berner Grossrat im Rahmen der Debatte um die
entsprechende Gesetzesänderung gelöst werden müsse. Im Prinzip sehe der Bundesrat
aber die Gemeindeautonomie auch mit einer gleichzeitigen Abstimmung nicht verletzt.
Zudem könne eine Eventualabstimmung durchgeführt werden, wenn die entsprechende
Frage präzis gestellt werde. In ihrer Antwort machte die Landesregierung gar einen
entsprechenden Vorschlag: "Wollen Sie, dass Ihre Gemeinde sich der Republik und dem
Kanton Jura anschliesst, wenn die Bürgerinnen und Bürger der Gemeinde Moutier sich
für den Übertritt ihrer Gemeinde in die Republik und den Kanton Jura entscheiden?"
Wenig erfreut über die "Einmischung des Bundesrates" zeigte sich der Bürgermeister
von Moutier, Maxime Zuber (BE, psa). 15

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 26.08.2015
MARC BÜHLMANN

Crémines et Grandval ne voteront finalement pas sur leur appartenance cantonale,
comme initialement prévu. Le motif invoqué est le même pour les deux communes: un
projet de fusion entre les communes de Grandval, d'Eschert, de Corcelles et de
Crémines est privilégié par les autorités de Crémines et de Grandval, abandonnant de
facto le projet voulu par une partie des habitants de passer du canton de Berne au
canton du Jura. Les autorités des deux communes réagissent à des pétitions déposées
par leurs citoyens respectifs (signées par 122 habitants pour la commune de Crémines,
soit près d'un quart de la population et 120 pour la commune de Grandval, représentant
plus d'un quart des habitants), demandant aux autorités d'aller dans la direction du
projet de fusion et d'abandonner la votation sur leur appartenance cantonale. Ainsi,
même en cas d'échec du projet de fusion – dont la votation est prévue le 26 novembre
2017 – ces deux communes resteront, pour l'heure, bernoises. Les communes
bernoises de Sorvilier et de Belprahon seront donc les seules à voter sur leur
appartenance cantonale le 17 septembre 2017. 16
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Après une longue et intense campagne, Moutier dit oui au Jura. La campagne a été
ponctuée par plusieurs points de friction, dont ceux concernant l'avenir de l'Hôpital
prévôtois et les prises de position de son Conseil d'administration, les avantages et
désavantages d'un changement cantonal sur plusieurs aspects (fiscaux, culturels,
économiques, politiques, etc.), les opérations de séduction de la part des autorités des
deux cantons ainsi que les affiches – issues de l'UDC du Jura bernois opposé à un
changement cantonal – représentant un canton du Jura peuplé de rats ou de petites
souris, selon l'interprétation qu'en ont fait les deux camps. De par son importance
historique, le scrutin a bénéficié d'une surveillance accrue, afin d'éviter tout recours.
Malgré tout, le déroulement de la campagne et du scrutin ne souffre d'aucune
comparaison avec les plébiscites des années 70, ces derniers ayant été marqués par
des interdictions de rassemblement, des conflits avec la police, allant jusqu'à la
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perpétuation d'attentats et poussant les autorités bernoises à envoyer les grenadiers
pour contrer les manifestants autonomistes. Ce relatif pacifisme de la part des deux
camps s'explique en partie par le travail de l'Assemblée interjurassienne (AIJ), créée en
1994 et chargée de faire coopérer les adversaires à la recherche de solutions à des
problèmes concrets, tout en évitant les conflits connus lors des votations précédentes.
Dick Marty (TI, plr), le président de l'AIJ, parle de cette campagne comme d'un bel
exemple de démocratie vécue, celle-ci s'étant déroulée de manière "tout à fait digne",
pour reprendre ses propos. Cette fois, de plus, les tensions se sont majoritairement
ressenties – nouvelles technologies obligent – sur les réseaux sociaux, où les sangliers
(pro-bernois) et les béliers (autonomistes) se sont attaqués par vidéos et messages
interposés, impliquant, par là même, la jeune génération dans la campagne.

Lors du scrutin de 2013, qui touchait à l'ensemble du Jura bernois, les Prévôtois avaient
majoritairement voté pour un rattachement au Jura (55% de oui) et, depuis 1982, les
citoyens ont systématiquement élu un maire autonomiste. Le Parlement de la ville est
également composé d'une majorité autonomiste et deux tiers du Conseil municipal est
issu de ce camp. Malgré tout, l'issue du nouveau scrutin n'était de loin pas certaine, les
antiséparatistes voulant faire parler les abstentionnistes de 2013 (77% de participation,
bien loin des 96% du 16 mars 1975). Avec une participation en nette hausse (89.7%) par
rapport à 2013, les antiséparatistes ont vraisemblablement réussi à mobiliser une partie
des leurs. En effet, à l'issue des résultats – délivrés à 17h17 après une longue attente due
à un recomptage technique – la différence entre les deux camps est passée de 389 voix
pour 2013 à 137 pour ce nouveau scrutin. Une différence qui reste toutefois en faveur
des autonomistes, qui, avec 51.72% d'avis favorables, gagnent ce scrutin historique.
2067 Prévôtois contre 1930 ont ainsi répondu oui à la question suivante: "Voulez-vous
que la commune de Moutier rejoigne la République et Canton du Jura?". Les 17
observateurs fédéraux – 10 de plus qu'initialement planifié – n'ont fait état d'aucune
irrégularité et ont validé ce résultat.
Peu après la proclamation des résultats, la présidente du gouvernement jurassien
Nathalie Barthoulot (JU, ps), a rejoint, avec le reste des ministres, l'Hôtel de ville de
Moutier pour souhaiter la bienvenue aux Prévôtois et assurer que les engagements pris
par le gouvernement, ainsi que par le Parlement, seraient tenus. Ce sont quelques 7660
habitants qui rejoindront le canton du Jura, soit une augmentation démographique de
10% pour ce dernier. En terme de surface, celui-ci gagnera 1960 hectares. 

La décision de la population prévôtoise pose de nombreuses questions, telles que celle
de la représentation du Jura bernois au sein du Conseil d'Etat et du Parlement du
canton de Berne. En effet, cette région perdant quelques 7000 de ses membres – soit
14% de la totalité de ses habitants – la question de la légitimité du statut spécial dont
elle bénéficie s'est posée. Pour rappel, douze sièges sont garantis pour les Jurassiens
de Berne au sein du parlement bernois, ainsi qu'un siège à l'exécutif cantonal. Malgré
tout, le porte-parole de ce dernier – Christian Kräuchi – a tenu à rassurer la population
concernée en affirmant que le siège de conseiller d'Etat lui étant réservé resterait
incontesté. Le seul conseiller national issu du Jura bernois, Manfred Bühler (udc, BE),
précise que cette garantie constitutionnelle est liée non pas à une langue, mais à un
territoire; la perte de 10% de la minorité linguistique francophone n'a donc pas
d'impact. Il souligne par ailleurs que le départ de Moutier doit être vu comme une
opportunité unique de renforcer la cohésion entre francophones du canton,
maintenant que les conflits entre loyalistes et autonomistes ont été en grande partie
réglés. 
La question du rôle que jouera Bienne – la première ville bilingue de Suisse – à l'avenir,
se pose également. La ville et son agglomération comptent quelques 25'000
francophones et gagneront, selon l'ancien conseiller national du Jura bernois Jean-
Pierre Graber (udc, BE), en influence dans la région après le départ de la plus grande
localité du Jura bernois. Il précise toutefois que, malgré son statut de capitale
culturelle et économique du Jura bernois, Bienne a peu de chances d'endosser le rôle
de capitale administrative de cette région, le reste des habitants du Jura bernois
voulant reprendre ce rôle des mains de Moutier. A cela, s'ajoute également la question
de l'inclusion de la population francophone de Bienne dans le statut spécial concernant
le siège du Conseil d'Etat réservé, pour l'heure, aux seuls habitants du Jura bernois (les
Biennois en étant exclus). Le député socialiste au Grand Conseil bernois Mohamed
Hamdaoui (BE, ps) a déposé une motion en ce sens au Parlement cantonal, afin d'y
inclure l'ensemble de la francophonie bernoise – spécialement maintenant que la
Question jurassienne est institutionnellement réglée – dans le but de protéger
l'ensemble de la minorité linguistique et non plus seulement réduire ce statut spécial à
un territoire. 
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Finalement, la décision des Prévôtois influencera probablement également les deux
communes bernoises jouxtant Moutier – Belprahon et Sorvilier – qui voteront à leur
tour sur leur appartenance cantonale le 17 septembre 2017. Ceci mettra un terme au
processus – lancé en 2009 par l'Assemblée interjurassienne et avalisé par les deux
cantons en 2012 – qui consistait à laisser l'entier du Jura bernois voter sur son avenir
(votation de 2013), puis, dans un deuxième temps, les communes ayant voté
différemment du reste de la région. La fin de ce processus marquera également la fin
de l'AIJ. D'un point de vue institutionnel, la Question jurassienne trouvera ainsi son
terme, comme l'ont proclamé tant Dick Marty que la présidente de l'exécutif jurassien,
Nathalie Barthoulot. Mais d'un point de vue politique et émotionnel, celle-ci reste
présente parmi les plus fervents autonomistes, comme le proclame le conseiller
national Pierre-Alain Fridez ou le Groupe Bélier, qui, quelques minutes après l'annonce
du résultat, défilait dans la rue en scandant "Jura Sud, Jura libre". 

Votation du 18 juin 2017

Participation: 89.72%
Oui: 2067 (51.72%)
Non: 1930 (48.28%)
Bulletins blancs: 45
Bulletins nuls: 16

Consignes de vote (sections du Jura bernois des partis suivants): 
- Oui: Parti socialiste autonome du Jura-Sud (PSA), divers courants autonomistes
- Non: UDC, PLR, PS, PBD, Parti évangélique, UDF, Vert'libéraux
- Liberté de vote: Les Verts 17

Douze recours ont été déposés auprès de la préfecture du Jura bernois contre le vote
de Moutier du 18 juin 2017. Quatre d'entre eux l'ont été avant le scrutin. Les trois
premiers avancent un monnayage de votes. Ce fait, s'il devait être avéré, tomberait sous
le coup du code pénal. Le préfet a, dès lors, informé le Ministère public régional du
Jura bernois-Seeland. La quatrième plainte signale des irrégularités au sein des homes
– des défunts auraient même reçu du matériel de vote. Suite au vote, une personne a
déposé trois recours. Elle dénonce des anomalies dans le vote par correspondance, les
arguments en faveur du oui et du non auraient été présentés tendancieusement et les
autorités jurassiennes auraient induit les citoyennes et citoyens de Moutier en erreur.
Un autre individu a déposé un double recours. Il met en doute le respect des règles de
la feuille de route édictée pour le déroulement du vote. De plus, il indique que la
majorité absolue devrait se calculer en fonction du nombre de citoyens ayant le droit
de vote, plutôt que sur le nombre de citoyens ayant effectivement voté. Concernant les
autres réclamations, l'OFJ a réfuté l'accusation selon laquelle des personnes auraient
élu domicile à Moutier simplement pour participer au vote. La chancellerie bernoise
contrôlant depuis quelques mois la fluctuation du registre des habitants de Moutier
signale que seulement deux nouvelles personnes y ont fraîchement élu domicilie avant
le vote. Les autres recours demandaient un contrôle des bulletins de votes, se portaient
sur des courriers envoyés aux parents d'élèves ou aux enseignants, sur un édito du
Maire de Moutier ou encore sur des déclarations d'un membre du gouvernement
jurassien.
Le groupe parlementaire PDC du Parlement jurassien a, de plus, déposé une
interpellation. Il veut savoir quelles sont les garanties dont dispose le gouvernement
jurassien pour accorder sa confiance au canton de Berne, seul à même de juger de la
validité du vote de Moutier. Du côté de la justice, bien qu'il y ait eu des constats
d'irrégularités, le Ministère public régional du Jura bernois-Seeland n'a eu aucun
élément prouvant que des bulletins de vote auraient été monnayés. Pour les huit
recours encore pendants, l'exécutif de la ville de Moutier a autorisé les membres du
législatif de la ville à y jeter un coup d'œil, comme souhaité par le Parti socialiste
autonome. 
Les gouvernements jurassiens et bernois ont décidé que les négociations de passage ne
débuteraient pas avant de connaître le sort de ces derniers. 18
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Suite au vote de Moutier, les deux villages du Jura bernois Belprahon et Sorvilier ont
également voté quant à leur appartenance cantonale. Les gouvernements cantonaux
bernois et jurassiens ont chacun rencontré leur population. Le canton du Jura leur
promet un siège au Parlement cantonal aux côtés des sept autres garantis à Moutier. Il a
de plus rassuré les citoyennes et citoyens de Sorvilier quant à leur destin s'ils se
rattachaient au canton. En effet, le village deviendrait une petite enclave jurassienne en
terre bernoise. Lors du vote du 24 novembre 2013, le résultat de Belprahon était de 110
voix contre 110. A Sorvilier, le non primait avec 86 voix contre 73 voix. Afin de s'assurer
de votes irréprochables, plusieurs mesures ont été mises en place et trois observateurs
de la Confédération étaient présents pour suivre le vote et les opérations de
dépouillement. Peu avant le vote, six citoyens anti-séparatistes ont déposé un recours,
le message de vote serait „incomplet et contraire à la vérité, à l'objectivité et à la
proportionnalité”. Les autonomistes de Belprahon ont annoncé le dépôt d'un recours.
Selon eux, la population ne peut se prononcer en connaissance de cause, puisque de
nombreux recours relatif au vote communaliste de Moutier sont encore pendants.
Ainsi, ils ne sauraient pas si la commune de Moutier change de canton ou non.
Les résultats pour Belprahon sont tombés en premier. Par 121 non contre 114 oui
(participation 98%), la commune reste bernoise. Un lourd silence, accompagné de
pleurs des partisans du canton du Jura, a suivi l'annonce du résultat. Il est probable,
que le projet de fusion avec la commune de Valbirse ait pu influencer le choix. Une
heure plus tard, Sorvilier affichait la même décision, avec 121 non contre 62 oui
(participation 89%). Plusieurs acclamations et un concert de klaxons ont retenti aux
abords du restaurant du village où se réunissait le camp pro-bernois. Les responsables
du Mouvement autonomiste jurassien ont affirmé que „Sorvilier reste en prison. Ainsi
en ont décidé les ennemis du Jura”. Certifié par l'OFJ, le vote s'est déroulé
correctement. La plainte du côté de Sorvilier a été retirée, alors que deux personnes
ont effectivement déposé un recours à Belprahon demandant l'annulation du vote et sa
répétition. Les autorités jurassiennes vont donc s'activer pour le transfert de Moutier. 19
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La préfecture du Jura bernois a annulé le vote du 18 juin 2017, six des sept recours
encore pendants – déposés suite au vote sur l'appartenance cantonale – ont été
validés. La préfète accuse la commune municipale de Moutier, et en particulier le maire
Marcel Winistoerfer (BE, pdc), de «propagande non admissible». Lors de la campagne
précédant le scrutin, ils n'auraient pas respecté les principes de proportionnalité,
d'objectivité et de transparence. Additionné à des problèmes de tourisme électoral, de
domiciliations fictives et dans l'organisation de scrutin, le résultat du vote aurait pu
être différent d'après la préfète. Le gouvernement bernois a salué la décision, tout en
appelant au calme. Du côté jurassien, la réaction était plus vive. Dans son communiqué,
l'autorité exécutive cantonale exprime son étonnement en raison de la grande
surveillance du scrutin. Il met en doute l'impartialité de la décision et ne croit pas que
les différentes irrégularités aient pu modifier l'issue du vote. Quelques jours plus tard,
plus de 5'000 personnes se sont rassemblées à Moutier pour protester contre cette
décision. L'exécutif prévôtois a décidé de faire recours contre la décision auprès du
Tribunal administratif du canton de Berne. Les autonomistes et les anti-séparatistes
pourraient aller jusqu'au Tribunal fédéral. 20

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.11.2018
DIANE PORCELLANA

1) TA, 17.7.14; BLZ, 19.7.14
2) NQ, 3.10.94.; 2.3.94; 2.6.94; 4.10.94; 14.12.94;  18.12.94.; 07.07.94; 29.07.94, 19.9.94; 31.10.94; Bund, 11.11.94; NZZ, 8.12.94.;
Presse vom 25.6.94.
3) NLZ, 28.6.04; 14.10.04.; LT, 21.10.04.; Bund, 13.8.04.; NZZ, 5.2.04.
4) Bund, 9.5.06.; Lib., 7.5.05.;
5) LT, 16.5.06, 24.5.06; 12.6.06; 24h, 24.5.06.; Bund, 25.9.06.
6) NZZ, 7.6.11; AZ, 10.11 und 12.11.11.
7) BZ, 8.2.12; BaZ und AZ, 26.3.12; NZZ, 31.3.12; SGT, 2.4.12; Lit. "Rühli (2012). Gemeindeautonomie zwischen Illusion und
Realität. Kantonsmonitoring Avenir Suisse".
8) NZZ, 21.1.14; SO, 5.10.14; SoZ, 30.11.14
9) NZZ, 16.1., 1.4.15; TA, 23.6.15
10) SO, So-Bli, 11.1.15; 24H, 27.1.15; NZZ, 17.2.15; Lib, 5.3.15; Lib, 9.3.15; SZ, 28.3.15; Lib, NZZ, 15.6.15; NZZ, 6.7.15; TA, 15.7.15; LZ,
16.7.15; SGT, 17.7.15; Lib, 21.7.15; APZ, 13.8.15; BLZ, 21.9.15; CdT, 19.10.15; LZ, 20.10.15; NZZ, 23.10.15; CdT, 31.10.15; LT, 11.11.15;
SGL, 27.11.15; Exp, 1.12.15; SZ, 9.12.15; Lib, 19.12.15; BaZ, 28.12.15; BZ, Bund, 29.12.15
11) JdG, 5.6.97; 6.6.97; NZZ, 5.6.97; 11.6.97; Lib., 7.6.97; NQ, 23.6.97, 11.6.97; 17.6.97; 20.6.97; 24 Heures, 5.7.97; 8.7.97;
L'Hebdo, 21.6.97; ; Express, 6.8.97;
12) Lib., NF und 24h, 4.7.00. VD und VS hatten bisher Beobachterstatus. 
13) NZZ, 12.4.17; Bund, 10.5.17; BZ, 8.6.17
14) RTS, 23.9.18; Bund, 24.9.18
15) LT, 28.8.15; Bund, 29.8.15; QJ, 4.9.15
16) BZ, Bund, 5.5.17; SZ, 10.5., 8.6.17
17) "La question jurassienne. Avant et après la naissance du 23e canton Suisse" — Alain Pichard — Collection Le savoir suisse
— Presses polytechniques et universitaires romandes; Moutier décide de son appartenance cantonale - Tribune de Genève;
Taux de participation votation Jura bernois - 2013; QJ, 21.4.17; Exp, 28.4.17; LMD, 7.6.17; NZZ, 8.6.17; LT, 9.6.17; LT, 16.6.17; BZ,
LMD, LT, QJ, 19.6.17; LZ, QJ, TG, 20.6.17

01.01.90 - 01.01.20 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



18) Exp, 20.6.17; Bund, 4.7., 12.7.17; SZ, 13.7.17; Exp, 20.7.17; QJ, 7.9.17; SGT, 11.9.17; LT, 12.9.17; Exp, 8.2.18
19) TG, 8.7.17; QJ, 14.7.17; BZ, LT, 12.9.17; Lib, QJ, 18.9.17; BZ, 6.10.17
20) Communiqué de presse de la Préfecture du Jura bernois du 5.11.18; Communiqué de presse du gouvernement bernois
du 5.11.18; Communiqué de presse du gouvernement jurassien du 5.11.18; BZ, LT, SGT, 6.11.18; LT, 7.11.18; Exp, 9.11.18; AZ,
10.11.18; Bund, 15.11.18

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 9


